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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag eines Beschiusses des Rates zur Regeiung der Verbreitung von 
Kenntnissen bezüglich der Forschungsprogramme der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Um zur Verwirklichung der in Artikel 2 und 3 des 
Vertrags genannten Ziele beizutragen, hat der Rat 
am 14. Mai 1973 und am 18. Juni 1973 unter den in 
Artikel 235 des Vertrags vorgesehenen Bedingungen 
Forschungsprogramme für die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft beschlossen; er hat sich Vorbe- 
halten, die Regelung der Verbreitung von Kennt- 
nissen, die sich aus der Durchführung dieser Pro- 
gramme ergeben, später festzulegen. 

Somit ist die Festlegung dieser Regelung erforder- 
lich. 

Im Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sind hierfür die einschlägigen 
Befugnisse nicht vorgesehen - 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Vorliegender Beschluß findet auf die patentierten 
oder nicht patentierten Kenntnisse und Erfindungen 
Anwendung, die sich aus der Durchführung der mit 
nachstehenden Beschlüssen festgelegten Forschungs- 
programme der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft ergeben: 


a) Beschluß des Rates vom 14. Mai 1973 zur Fest- 
legung eines Forschungsprogramms im Bereich 
der Standards und Referenzsubstanzen (zertifi- 
zierte Referenzmaterialien); 

b) Beschluß des Pvdtcs vom 14. Mai 1973 zur Fest- 
legung eines Forschungsprogramms im Bereich 
des Umweltschutzes; 

c) Beschluß des Rates vom 14. Mai 1973 zur Fest- 
legung eines Forschungsprogramms im Bereich 
der Fernmessung irdischer Lagerstätten; 

d) Beschluß des Rates vom 18. Juni 1973 zur Fest- 
legung eines Forschungsprogramms auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes (direkte Aktion); 

e) Beschluß des Rates vom 18. Juni 1973 zur Fest- 
legung eines Forschungsprogramms auf dem Ge- 
biet der Standards und Referenzsubstanzen (zer- 
tifizierte Referenzmaterialien); 

f) Beschluß des Rates vom 18. Juni 1973 zur Fest- 
legung eines Forschungsprogramms auf dem Ge- 
biet der neuen Technologien (Nutzung der Son- 
nenenergie und Rohstoffrückführung); 

g) Beschluß des Rates vom 18. Juni 1973 zur Fest- 
legung eines Forschungsprogramms auf dem Ge- 
biet der Referenzsubstanzen und -methoden (Re- 
ferenzbüro der Gemeinschaft); 

h) Beschluß des Rates vom 18. Juni 1973 zur Fest- 
legung eines Forschungsprogramms auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes (indirekte Aktion). 


Artikel 2 

Die in Artikel 1 erwähnten Kenntnisse und Erfin- 
dungen sind Eigentum der Gemeinschaft. 
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Artikel 3 

Die Kommission gibt diese Kenntnisse unverzüglich 
den Mitgliedstaaten sowie den Personen und Unter- 
nehmen bekannt, die auf dem Gebiet eines Mitglied- 
staates eine Forschungs- oder Produktionstätigkeit 
ausüben, die ihren Zugang zu diesen Kenntnissen 
rechtfertigen und deren Interessen mit denen der 
Gemeinschaft übereinstimmen. 

Zu diesem Zweck wendet die Kommission ein Ver- 
fahren an, mit dem sich nachprüfen läßt, ob die Emp- 
fänger den obigen Kriterien entsprechen, und mit 
dem die Vertraulichkeit dieser Kenntnisse gewahrt 
werden kann. 

Artikel 4 

Kenntnisse, die nicht industriell verwertbar sind und 
bei denen es ihrer Eigenart nach nicht gerechtfertigt 
ist, daß sie den Mitgliedstaaten sowie den in Arti- 
kel 3 genannten Personen und Unternehmen Vorbe- 
halten bleiben, werden von der Kommission ver- 
öffentlicht. 

Artikel 5 

Die Patente werden von der Kommission im Namen 
der Gemeinschaft angemeldet. 

Wird eine Erfindung dagegen im Rahmen von unter 
Vertrag durchgeführten Forschungen oder Arbeiten 
gemacht, so ist der Vertragspartner berechtigt, als 
Inhaber des Patents aufzutreten. Die Gemeinschaft 
erhält eine nicht ausschließliche kostenlose Lizenz 
an diesem Patent mit der Befugnis, in den in Arti- 
kel 8 vorgesehenen Fällen Unterlizenzen zu verge- 
ben. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten sowie die Personen und Unter- 
nehmen, die auf dem Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staates eine Produktionstätigkeit ausüben und deren 
Interessen mit denjenigen der Gemeinschaft überein- 
stimmen, sind berechtigt, sich von der Kommission 
eine Lizenz oder in den in Artikel 8 vorgesehenen 
Fällen eine nicht ausschließliche Unterlizenz an den 
patentierten oder nicht patentierten Erfindungen ein- 
räumen zu lassen. 


Die Lizenz oder Unterlizenz wird nur dann erteilt, 
wenn der Antragsteller nachweist, daß er in der Lage 
ist, in der Gemeinschaft wirksam zu produzieren. 

Die Lizenz oder Unterlizenz wird zu Bedingungen 
vergeben, die zwischen dem Antragsteller und der 
Kommission in gegenseitigem Einvernehmen festge- 
setzt werden. Diese Bedingungen umfassen insbe- 
sondere eine angemessene finanzielle Gegenleistung. 


Artikel 7 

Die Kommission veröffentlicht Angebote zur Ertei- 
lung von Lizenzen oder Unterlizenzen im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften und mit Hilfe aller 
sonstigen Möglichkeiten, wenn sie der Auffassung 
ist, daß die Verwertung einer Erfindung möglich und 
notwendig geworden ist. 

Erfolgen auf diese Angebote innerhalb von sechs 
Monaten nach Veröffentlichung im Amtsblatt keine 
Anträge auf eine nicht ausschließliche Lizenz §der 
Unterlizenz, so kann die Kommission ausschließliche 
Lizenzen oder Unterlizenzen für eine Laufzeit von 
höchstens fünf Jahren anbieten und erteilen. Die aus- 
schließlichen Unterlizenzen können dem Vertrags- 
partner, der Urheber der Erfindung ist, nicht entge- 
gengehalten werden. 


Artikel 8 

Der Vertragspartner, der Urheber einer Erfindung 
ist, die bei den ihm übertragenen Forschungen oder 
Arbeiten gemacht wurde, ist verpflichtet, diese Er- 
findung durch Herstellung in der Gemeinschaft in- 
nerhalb einer angemessenen Frist zu verwerten oder 
verwerten zu lassen. 

Die Kommission kann eine Unterlizenz zur Verwer- 
tung dieser Erfindung unter den in Artikel 6 und 7 
vorgesehenen Bedingungen erteilen: 

— wenn der Vertragspartner seine Verpflichtung 
zur Verwertung nicht erfüllt, 

— wenn die Bedürfnisse des Marktes in der Ge- 
meinschaft hinsichtlich dieser Erfindung nicht ge- 
deckt werden, 

— wenn die vom Vertragspartner auferlegten Ver- 
kaufsbedingungen den Interessen der Gemein- 
schaft nicht entsprechen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
30. November 1973 - 1/4 ~680 70-E - Fo 3/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 25. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 9 

Die Kenntnisse und Erfindungen, auf die vorliegen- 
der Beschluß Anwendung findet, können Gegenstand 
von Vereinbarungen oder Abkommen zur Übertra- 
gung oder zum Austausch mit einem dritten Staat 
oder einer internationalen Organisation unter den 
in Artikel 228 des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vorgesehenen Be- 
dingungen sein. 


Artikel 10 

Beim Abschluß der erforderlichen Verträge wird die 
Kommission durch Einfügung entsprechender Klau- 
seln für die Einhaltung der vorstehenden Bestim- 
mungen sorgen. 
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Auf die Forschungsprogramme der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft anwendbare 
Regelung zur Verbreitung der Kenntnisse 

(Mitteilung der Kommission an den Rat) 


Am 14. Mai und 18. Juni 1973 hat der Rat eine Reihe 
von Forschungsprogrammen für die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft beschlossen. 

Jeder dieser Beschlüsse enthält einen Artikel 5 mit 
folgendem Wortlaut: 

„Die Verbreitung der Kenntnisse, die sich aus 
der Durchführung der im Anhang definierten 
Programmteile ergeben, erfolgt unter Einhaltung 
von Bedingungen und Grenzen, die später fest- 
gelegt werden.'' 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, eine auf die- 
se Forschungsprogramme anwendbare Regelung zur 
Verbreitung der Kenntnisse auf Grund eines einzi- 
gen Beschlusses anzunehmen. 

Diese Regelung fußt in ihren Grundzügen auf den Re- 
gelungen, die auf die aus den finanziellen Beihilfen 
für die EGKS-Forschung (Artikel 55 des EGKS-Ver- 
trags) sowie dem Forschungs- und Ausbildungspro- 
gramm der EAG (Artikel 7, 12 und 13 des Euratom- 
Vertrags) resultierenden Kenntnisse und Patente an- 
wendbar sind. 

Allerdings bringt sie im Vergleich zu diesen Rege- 
lungen einige Verbesserungen, die auf der bei ihrer 
Anwendung gewonnenen Erfahrung beruhen. 

So sind in Artikel 3 des Vorschlags für den Beschluß 
Kriterien festgesetzt, durch die den Personen und 
Unternehmen der Gemeinschaft entsprechend ihren 
Interessen und denjenigen der Gemeinschaft der 
prioritäre Zugang gewährleistet wird. 


Der gleiche Artikel sieht vor, daß die Kommission 
ein angemessenes Verbreitungsverfahren anwendet. 
Im Sinne der Kommission sollen, wie es bei den 
nuklearen Kenntnissen der Fall ist, nationale Kor- 
respondenten mit eingeschaltet werden. 

Artikel 6 sieht Bedingungen für die Erteilung von 
Lizenzen an den patentierten oder nicht patentierten 
Erfindungen vor. Mit dieser Bestimmung läßt sich 
vermeiden, daß industriell verwertbare nicht paten- 
tierte Erfindungen anders als patentierte Erfindun- 
gen in den öffentlichen Bereich fallen und nicht ver- 
wertet werden. 

Zum gleichen Zweck eröffnet Artikel 7 die Möglich- 
keit, zeitlich beschränkte ausschließliche Lizenzen 
zu erteilen, wenn die nicht ausschließlichen Lizenz- 
angebote erfolglos geblieben sind. ^ 

Artikel 8 räumt dem Vertragspartner und Urheber 
einer Erfindung entsprechend der von der Kommis- 
sion bei der Anwendung des EGKS- und des Eura- 
tom-Vertrags geübten Vertragspraxis bei der Aus- 
wertung einen Vorrang ein. 

Artikel 9 schließlich sieht ausdrücklich die Möglich- 
keit vor, diese Kenntnisse und Erfindungen an einen 
Drittstaat oder eine internationale Organisation zu 
übertragen, und zwar mittels Abschluß einer inter- 
nationalen Vereinbarung gemäß den in Artikel 228 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgedeinschaft vorgesehenen Bedingungen. 
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